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Udo Schagen

De r S ee h ofe r-E ntw utf zur ä rztl i c h e n A u s b i I d u n g
vom Frühjahr 1994

Zusammenfassunq:

Es werden inhaltliche Darstellungen der Entwürfe (Fassungen vom Dezember 1993 und März
19941) mit ihren Anderungen gegenuber der geltenden Approbationsordnung für Arzte gegeben
und diese Entwurfe auf dem Hintergrund der Empfehlungen der Sachverständigenmission vom
März 19932 diskutiert.

Ausdrucklich wird nicht auf weitergehende und eigene Vorstellungen zur Ausbildungsreform3
zuruckgegriffen sondern vom in einem mehrjährigen Beratungsprozeß schon erreichten Kom-
promiß aller vom Bundesminister beteiligten Verbände, Institutionen und Persönlichkeiten in der
Sachverständigengruppe ausgegangen.

Diejenige Überlegung stelle ich an den An-
fang, von der nicht nur die Sachverständi-
gengruppe sondern nahezu alle Gremien
und Einzelpersönlichkeiten mit ihrer Kritik am
Medizinstudium in den letzten Jahren
ausgingen:

Das Studium ist praxisfern, fächer- und
faktenwissenorientiert sowie stoffüberla-
den, der junge Arzt weiß einiges, kann
aber zu wenig, das Erlernen und Einüben
ärztlicher Entscheidungsfindung und ärzt-
lichen Handelns steht nicht im Mittelpunkt
des Studiums.
Das von der Sachverständigengruppe ange-
strebte Ziel, den Fakultäten Möglichkeiten zu
geben, ja sogar einen gewissen Druck zu
schaffen, dies zu verändern, wird, obwohl
entsprechene Bemuhungen im Diskussions-
entwurf nicht zu ubersehen sind, durch zwei
entscheidende Punkte, in denen nicht der
Empfehlung der Sachverständigengruppe
gefolgt wird, verhindert.

1. Die Arztliche Prüfunq soll weiter bun-
deseinheitlich und nach dem MC-Ver-
fahren stattfinden (8 13. Abs.1. S 14. Abs.1
und 3).
Dagegen heißt es im Bericht der Sachver-
ständigengruppe auf S. 6.
"5. Prüfungen
... Der bisherige Anteil des Multiple-choice-
Verfahrens soll gegenuber mundlichen Pru-
fungen, praktischen Prufungen und anderen
Formen schriftlicher Prufungen deutlich re-
duziert werden...
Das IMPP berät und unterstutzt die Hoch-
schulen bei der Gestaltung (insbesondere im

Multiple-choice-Anteil) und bei der Evaluation
der Lehre. .. "
Eine nach funf Semestern erfolgende Zwi-
schenprüfung mit "mündlichen, schriftlichen
(auch Multiple-Choice-Verfahren) und prakti-
sche(n) Anteile(n)" ... "ist eine Universitäts-
prufung oder eine an die Universität delegier-
te Staatsprüfung."
Die Hauptprufung nach zehn Semestern er-
folgt "mündlich, praktisch und schriftlich
(auch im Multiple-choice-Verfahren)" ... als
Staatsprüfung.
An keiner Stelle steht hier das Wort "bundes-
einheitlich": dadurch ist indirekt aber aus-
drucklich die Meinung der Kommission doku-
mentiert, daß auf die Bundeseinheitlichkeit
von MC-Prufungen verzichtet werden muß.
Die jetzige Einheitsprufung, nun sogar mit er-
weitertem Stoff nach dem 5. Semester, ist
wesentliche Ursache fur das Auseinander-
klaffen von Lernverhalten der Studenten, die
sich an Prufungsstoffkatalogen und Fragen-
sammlungen mit exotischen Details orientie-
ren mussen und den - zugegeben spärlichen
- Bemuhungen der Fakultäten an einer mehr
an wissenschaftlicher Entscheidungsfindung
und ärztlichem Handeln orientierten Lehre. In
dieser Frage gab es die ausführlichsten Dis-
kussionen. Die große Mehrheit der Sachver-
ständigen war der Meinung: es sollten sovie-
le Kompetenzen wie möglich in die Universi-
tät zuruckverlagert bzw. dort erhalten wer-
den; Multiple-choice-Anteile sollten wegen
der Standardisierung von einem Institut für
Medizinische Prüfungsfragen oder einer ähn-
lichen Einrichtung bezogen, aber unter der
Verantwortunq der Hochschulen einqesetzt



t4

werden; eine einzige Staatsprufung am Ende
des Studiums reiche aus.
Wenn diese Prufunosform, vor allem in der
Zwischenprufunq (Erster Abschnitt) beibe-
halten wird, entwertet dies den Diskussions-
vorschlaq insqesamt.

2. Die inhaltlichen. immerhin über
dreieinhalb Jahre erarbeiteten Reformvor-
schläqe der Sachverständiqenqruppe be-
züqlich der Aufqabe des Fächerprinzips
und der Einführunq eines inteqrierenden
Ansatzes sind bis zur Unkenntlichkeit ver-
fälscht.
Die Beschreibungen der Stoffgebiete fur die

erste Phase des Medizinstudiums (Anlage
zum Bericht der Sachverständigengruppe, S'

11) sind zwar weitgehend wortlich in den
Diskussionsentwurf eingegangen aber sinn-
entstellend auseinandergerissen: die Texte
zu den Überschriften, aber ohne diese, von
A) - E) (ebenda) finden sich zwar in den An-
lagen 1 und 11 des Diskussionsentwurfs und
die Überschriften finden sich in der Anlage
1O (Entwurf vom Dezember 1993), das Er-
gebhis ist aber nun etwas vÖllig anderes als

von der Sachverständigengruppe vorge-
schlagen: die Leistungsnachweise (Anlage 1)

und der Prufungsstoff (Anlage 1 1) beziehen
sich wie in der bisherigen Approbationsord-
nung wieder auf Fächer (sogar auf noch

mehr als bisherl?); die von der Sachverstän-
digengruppe formulierten anzustrebenden
Ziele des Unterrichts - Leistungsnachweise
und Prufungsstoff unter dem integrierenden
Prinzip neu formulierter Stoffgebiete, wie
"Arztliche Propädeutik", "Der KÖrper", "Struk-
tur und Funktion", "lnformation und Abwehr"
sowie "Geistes- und sozialwissenschaftliche
Grundlagen" zn sehen und damit die Integra-
tion und den Verzicht auf unnÖtiges enzyklo-
pädisches Kurzzeitwissen zu ermÖgltchen -

können nicht erreicht werden.

lm einzelnen stellt sich der Entwurf in folgen-
der Weise dar:
Zu Artikel 1 (S 4 der Bundesärzteordnuno)
sowie Artikel 2, zu S 1 der Approbations-
ordnuno/Ziel der Arztlichen Ausbilduno:
Die Beibehaltung der Formulierung, daß der
"ausgebildete Arzt" "zur eigenverantwortli-
chen und selbständigen ärztlichen Berufs-
ausubung... befähigt ist", ist mißverständlich'
In der gesundheitspolitischen Diskussion

wird unter "selbständtge Berufsausübung"
eines Arztes generell die ärztliche Tätigkeit in
eigener Praxis verstanden. Daß diese spe-
zielle Befähigung am Ende des Studiums
noch nicht vorhanden ist, ist seit langem Mei-
nung aller Experten. Der Deutsche Arztetag
hat hierzu bereits 1990 eine Stellungnahme
verabschiedet, die Sachverständigengruppe
zu Fragen der Neuordnung des Medizinstu-
diums hat ausdrucklich vorgeschlagen, des-
halb das Adjektiv "selbständig" zu streichen.
Wenn diese Formulierung nun beibehalten
werden soll, offensichtlich, um zu verdeutli-
chen, daß der akademisch ausgebildete Arzt
selbstverständlich nach Beendigung des Stu-
diums, ohne auf Weisungen angewiesen zu

sein, seinen Beruf ausüben können muß, so

bedarf es zumindest einer Klarstellung (etwa
in der Begrundung) von Seiten des Bundes-
ministers fur Gesundheit, daß hier unter
"selbständig" nicht gemeint ist, daß selbstän-
dige Tätigkeit in der Kassenarzt-A/ertrags-
arztpraxis bereits unmittelbar nach dem Stu-
dium möglich sein soll. Auf die Diskussion in
der Arzteschaft und der Bun-
desärztekammer, die neuerdings hierzu wie-
der ihre Position verändert hat und daher
wahrscheinlich die Beibehaltung der eigent-
lich seit langem obsoleten Formulierung zu
verantworten hat, soll hier nicht eingegagen
werdenl

Zu Artikel 2, S 1, Abs 2, 2./Arzt im Prakti-
kum.
Die Beibehaltung der AiP-Phase ist unver-
ständlich. Nachdem durch das Gesundheits-
strukturgesetz2 eine dreijährige Weiterbil-
dung vor Aufnahme der Tätigkeit als Ver-
tragiarzt festgeschrieben ist und die Arzte-
kammern ihre Weiterbilddungsordnungen
entsprechend angepaßt haben3, ist die AiP-
Zeit nicht mehr erforderlich, da eine durch
das Qualitätssicherungsinstrument der Wei-
terbildungsordnung geregelte Weiterbil-
dungszeit die notwendige Gewinnung von

Erfahrungen in besserer Weise ge-
währleistet. Selbst die Gesundheitsminister-
konferenz der Länder hat sich bereits fur die
Abschaffung ausgesProchena.

Zu S 2, Abs 1. Satz 3/Fächer:
Die Hochschulen erhalten die Verantwortung
fur die Zuordnung der Fächer zu den Vorga-
ben der Anlagen 1 und 2 uber die erforderli-



chen Leistungsnachweise. Hierdurch könn-
ten die Hochschulen völlig neuartige fächer-
ubergreifende Unterrichtsveranstaltungen
schaffen oder aber auch einfach bisher
schon existierende Praktische Übungen fur
einen Leistungsnachweis zusammenfassen
und alles so lassen wie bisher.
Hierdurch würde die Hochschulverantwor-
tung gestärkt - und es könnten sich mit der
Zeit größere Unterschiede in den Ausbil-
dungsangeboten der Fakultäten entwickeln.

Zu S 2, Abs. 1 letzter Satz:
Welche Themen sich für fächerubergreifen-
den Unterricht eignen, sollte nicht von einer
Approbationsordnung vorgeschrieben und
benannt werden.

Zu S 2, Abs. 2/Höchstzahlen fur Unterricht
mit Patienten:
Bisher sollen "bei Unterricht am Krankenbett
in der Regel ... nicht mehr als funf Studie-
rende" tätig, jetzt "darf ... beim Unterricht in
Form der Patientendemonstration eine
Gruppe von höchstens acht, bei der Unter-
suchung eines Patienten ... eine Gruppe von
höchstens zwei" untenrviesen werden. Zu
Blockpraktika mussen pro Student
"mindestens zehn tagesbelegte Betten zur
Verfugung stehen".
Obwohl die Zahlenverhältnisse sinnvoll
scheinen, deutet der Grad der Differenziert-
heit dieser Regelung auf den gesundheitspo-
litischen Hintergrund. der angestrebten Re-
duzierung der Studentenzahlen.

Zu S 2, Abs. 3/Höchstzahl für Tutorien:
Es durfen nicht mehr als 10 Studenten an ei-
nem Tutorium teilnehmen.
Obwohl auch dieses Zahlenverhältnis sinn-
voll scheint, deutet diese Regelung ebenfalls
auf denselben oben genannten gesundheits-
politischen Hintergrund.

Zu S 6, Abs. 1. Krankenpfleqedienst
Nach der Fassung vom März 1994 soll die-
ser um einen Monat vor Beqinn des Studi-
ums verlängert werden. Vorteil wäre ein ge-
wisses Kennenlernen des Berufsfeldes,
Nachteil eine weitere zeitliche Belastunq der
Studenten.
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Zu S 13, Abs. 1, und S 14, Abs. 1 und
3/Schriftl iche M C-Prüfunqen.
Fur den Ersten (nach dem 4.15. Studien-
halbjahr) und den Zweiten (nach weiteren 10
Studienhalbjahren) Abschnitt der Arztlichen
Prufung werden schriftliche MC-Prüfungen (S
14, Absatz 1), die bundeseinheitlich organi-
siert werden (S 14, Absatz 3) beibehalten.
Dies ist die größte Enttäuschung hinsichtlich
der Erwartungen an den Diskussionsentwurf,
weil dadurch der Hauptmangel des bisheri-
gen Systems, das Auseinanderklaffen von
Lehre und Prüfung, festgeschrieben wird.

Zu S 14, Abs. 2a, Schriftliche Prüfunoen
Nach dem Entwurf vom März 1994 könnten,
wenn Hochschule und Landesbehörde ent-
sprechendes wollen, die Fragen für die
schriftliche Prufung von der Hochschule
selbst fur die Studierenden festgelegt wer-
den.
Dies könnte ein erster Durchbruch fur eine
Flexibilisierung der Prüfungen sein.

Zu S 22llnhalt des Ersten Abschnittes der
Prüfunq,
Die Einfuhrung in die praktische und klini-
sche Medizin, die Einfuhrung in die Untersu-
chungsmethoden, die Einführung in die Not-
fallmedizin, die bildgebenden Verfahren, die
Pathologie, die Pathophysiologie, die Patho-
biochemie, die Pharmakologie, die Toxikolo-
gie, die Molekularbiologie, lmmunologie,
Humangenetik, MikrobiologieA/irologie sowie
die Geschichte, Theorie und Ethik der Medi-
zin, die Medizinische Biometrie und Epi-
demiologie sind meist aus dem früheren Er-
sten Abschnitt in diese erste Prüfung (fruher
Physikum) zusätzlich zu den bisher dort ge-
pruften Fächern verlagert worden.
Fur die mundliche Prufung wird nun vorge-
schrieben, daß neben zwei (neu gruppierten)
Stoffgebieten und einem Wahlpflichtfach in
Grundlagen der "Pharmakolooie" gepruft
wird.
Durch mundliche Prufungen in vier statt zwei
Fächern entsteht eine vordoppelte Belastung
fur Studenten und Dozenten!?
Die Hochschule kann die Möglichkeit vorse-
hen, die gesamte Prufung schon nach einem
Studium von 2 Jahren zuzulassen.
Eine solche Prufung wäre nur zu bewältigen,
wenn die Zusammenstellung der Prufungs-
fragen nach völlig anderen Kriterien als bis-
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her, etwa durch Reduzierung auf das fÜr den
eine Weiterbildung beginnenden Arzt not-
wendige Grundwissen, erfolgt. Hierzu gibt
der Diskussionsentwurf aber keine Hinweise.
Von daher wird erst recht nicht enrvartet wer-
den können, daß Studienordnungen die PrÜ-
fung bereits nach zwei Jahren zulassen wer-
den.
Die Einführung von Wahlpflichtfächern wird
grundsätzlich begrußt.

Zu S 27llnhalt des Zweiten Abschnittes der
Prüfuno:
lm mündlichen Teil soll neben je einem aus
zwei Gruppen (wie bisher und praktisch un-
verändert) auszuwählenden Prufungsfach in

einem Wahlpflichtfach und der Klinischen
Pharmakoloqie gepruft werden.
Auch hier entsteht durch mündliche Prüfun-
gen in vier statt zwei Fächern eine verdop-
pelte Belastung für Studenten und Dozenten!

Zu S 32lMundliche Prufunq im 3 Abschnitt:
Der Prufling hat jetzt zusätzlich nachzuwei-
sen, "daß er ... die koordinierende Funktion
des Hausarztes sowie die spezifischen
Anforderungen der hausärztiichen Tätigkeit
kennt" (Abs. 3,7.) sowie "gesundheitsökono-
mische Fragestellungen" (Abs. 2) beurteilen
kann.
Dies ist im Prinzip sinnvoll, kann aber erst
wirksam werden, wenn mit einem geänder-
ten Entwurf Voraussetzungen für eine Re-
duktion des bisher in den MC-Prufungen ver-
langten Spezialwissens geschaffen werden.

Zu S 35/Tätiqkeit im Praktikum
Mit dem letzten Satz wurde im Entwurf vom
Dezember 1993 (wohl versehentlich) der Be-
ginn der Weiterbildung auf die Zeit nach der
Arzt-im -Praktikum -Phase verschoben.
Dies steht in Widerspruch zum bisherigen
Recht der Weiterbildungsordnungen, in de-
nen die Kammern ausdrücklich die AiP-Zeit
auf die Weiterbildung anrechenbar gemacht
haben. lm Entwurf vom März 1994 ist dies
korrigiert.

Zu Anlaqe 1 (zu S 2, Abs. 1 Satz 2)/Lei-
stunqsnachweise fur den Ersten Abschnitt
der Arztlichen Prufunq:
Statt der bisherigen elf (Physikum) und acht
(bisheriger Erster Abschnitt) Leistungsnach-
weisen aus praktischen Ubungen, Kursen

und Seminaren in einzelnen Fächern sollen
nach der Fassung vom März 1994 jetzt ins-
gesamt sieben Leistungsnachweise aus Fä-
cherqruppen erbracht werden.
1. Einführung in die praktische und klinische

Medizin, Einführung in die Untersuchungs-
methoden, Einführung in die Notfallmedi-
zin, Grundlagen der radiologischen Dia-
gnostik, Berufsfelderkundung, Terminolo-
gie

2. Biologie, Embryologie, Anatomie ein-
schließlich Anatomie am Lebenden ver-
schiedener Altersstufen, Einführung in die
Pathologie

3. Physik, Biophysik, Physiologie und Patho-
physiologre

4. Chemie, Biochemie, Pathobiochemie,
Einfuhrung in die Pharmakologie und Toxi-
kologie

5. Einfuhrung in die Molekularbiologie, lm-
munologie, Humangenetik, Mikrobiolo-
gieA/irologie

6.Medizinische Psychologie, Medizinische
Soziologie, Geschichte, Theorie und Ethik
der Medizin, Medizinische Biometrie, Epi-
demiologie

7. Wahlpflichtfach
Von der Gesamtstundenzahl fur diese Fä-
chergruppen, "mindestens 1.800 Stunden",
sollen "mindestens 938 Stunden auf Prak-
tika, mindestens 182 Stunden auf Seminare,
mindestens 84 Stunden auf Unterricht am
Krankenbett und mindestens 56 Stunden auf
Tutorien" entfallen.
Auf fünf Semester verteilt bedeutet dies
durchschnittlich 360 Stunden Kleingruppen-
unterricht pro Semester; bei 14 Semestenrro-
chen sind dies 26 Stunden pro Woche; auf
vier Semester verteilt. 450 Stunden pro Se-
mester = 32 Stunden Kleingruppenunterricht
pro Semesterurroche; dabei ist noch nicht be-
rucksichtigt, daß möglichenveise das letzte
Semester vor dem Examen zu Ungunsten
der fruheren Semester von den Veranstal-
tungen entlastet werden sollte und sich noch
höhere Zahlen ergeben würden! Da im $ 2,
Abs. 2 und 5 ausdrucklich von weiteren
(Pflicht-)Vorlesungen die Rede ist, erhÖht
sich die Stundenbelastung weiter.
Die im Allgemeinen Teil der Begrundung (S.
97) zitierte, durch die EG-Richtlinie vorge-
schriebene, Mindeststundenzahl von insge-
samt 5.500 Unterrichtsstunden wurde aller-



dings auch ohne zusätzliche Vorlesungen er-
reicht.
In jedem Fall ist hier eine erhebliche Intensi-
vierung des Unterrichts und damit eine Ver-
ringerung für Vor- und Nachbereitung zul
Verfugung stehender Zeiten vorgesehen. Die
Differenziertheit der angegebenen Zahlen
läßt darauf schließen, daß im Ministerium
offenbar mit einem Beispielstundenplan, wie
er für eine Anderung der Kapazitätsverord-
nung benötigt wird, gerechnet wurde. Dies
und die Differenziertheit der Zahlenangaben
sind unenrvünschte Bevormundungen der
Hochschulen.
Von Seiten der Studenten ist eine beach-
tenswerte und außerordentlich differenzierte
Stellungnahme, die den hier nlcht ausfuhrlich
dargestellten Aspekt der zu envartenden
Belastungen diskutiert, vorgelegt worden5.

Zu Anlaoe 2, zu $ 2, Abs 1 Satz
2/Leistunqsnachweise fur den Zweiten Ab-
schnitt:
Auch hier werden keine Praktika für einzelne
Fächer mehr aufgefuhrt, sondern Leistungs-
nachweise in folgender Weise verlangt:
l. Je ein Leistungsnachweis in den vier

Hauptstoffgebieten
1. Allgemeine Krankheitslehre, Allge-
meinmedizin und Ökologisches Stoffge-
biet
2. Stoffgebiet
Schwerpunkt
3. Stoffgebiet

mit nicht-operativem

mit operativem Schwer-
punkt
4. Nervenheilkundliches Stoffgebiet

ll. In den Querschnittsbereichen:
1. Je zwei Leistungsnachweise aus dem
von der medizinischen Fakultät angebote-
nen Bereich der Systemstörungen
a. Onkologie
b. Herz-Lungen-Gefäßstörungen
c. lnfektionen
d. Stoffwechselstörungen
Die Aufzählung a) - d) ist im Entwurf vom
März 1994 entfallen.
2. Je zwei Leistungsnachweise aus dem
von der medizinischen Fakultät angebote-
nen Bereich der Primären Gesundheits-
versorgung
a. Mutter und Kind
b. Alter und Alterskrankheiten
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c. Chronische Krankheit und Multimorbi-
dität
Die Aufzählung a) - c) ist im Entwurf vom
März 1994 entfallen.
3. Je ein Leistungsnachweis aus folgen-
den Bereichen
a. Klinische Pharmakologie
b. Psychosomatik
c. Pathologie

lll. Je ein Leistungsnachweis in folgenden
Blockpraktika
1. lnnere Medizin
2. Chirurgie
3. Kinderheilkunde
4. Frauenheilkunde
5. Nervenheilkunde

lV. Ein Leistungsnachweis im Wahlpflichtfach

Auch hier ist eine Gesamtstundenzahl von
insgesamt mindestens 1.800 Stunden vorge-
schrieben. "Davon entfallen mindestens 210
Stunden auf Praktika, 406 Stunden auf Se-
minare, 483 Stunden auf Unterricht am
Krankenbett und 147 Stunden auf Tutorien."
Fur die auf die einzelnen Semester entfallen-
de Gesamtstundenzahl und damit die Stun-
denbelastung gilt das bereits für den Ersten
Prufungsabschn itt Gesagte.

Zu Anlaqe 10 (zu S 23. Abs. 2 Satz 1)/Anzahl
der Prufunqsfraqen im Ersten Abschnitt:
Gegenüber den bisherigen 320 Fragen im

Physikum und den 290 Fragen im bisherigen
Ersten Abschnitt sollen jetzt, aufgeteilt auf
folgende Gebiete,
l. Arztliche Propädeutik, 50 Fragen
ll. Der Körper, 60 Fragen
lll. Struktur und Funktion, 90 Fragen
lV. Information und Abwehr, 60 Fragen
V. Geistes- und Sozialwissenschaftliche

Grundlagen der Medizin, 60 Fragen,
insgesamt also 320 Fragen, gestellt werden.
In der Fassung vom März 1994 wurden die-
se, integrierten Stoff beschreibenden, Über-
schriften ausgetauscht durch eine traditionel-
le Fächeraufzählung entsprechend der Anla-
ge 1, 1. - 6., und dabei noch die Gesamtzahl
der Fragen auf 400 erhöht! An dieser Ande-
rung erweist sich besonders deutlich die Be-
fangenheit der Verantwortlichen im traditio-
nellen Fächerdenken und die Unwilligkeit zu
der von der Sachverständigenkommission
immerhin angestrebten Reform durch Schaf-
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fung integrativer Prufungsstoffbeschreibun-
gen.
Die Fragenzahlreduzierung kann entweder
zu einem erheblich kleineren Fragenanteil
einzelner Fächer mit der bekannten Proble-
matik der Gultigkeit fuhren. Oder es deutet
auf ein Umdenken in Art und Auswahl der zu
stellenden Fragen durch das IMPP hin, ohne
daß allerdings Hinweise gegeben werden,
wie dies gesichert werden soll.

Zu Anlaqe 11 (zu S 23, Abs 2 Satz 2)/Pru-
funosstoff für den Ersten Abschnitt:
Der Prüfungsstoff wird (im Gegensatz zur
bisherigen Anlage 10 zu $ 23, Abs. 2 Satz 2)

nur noch durch einfache Uberschriften und
Begriffe charakterisiert und nicht mehr durch
eine stichwortartige Darstellung der gesam-
ten Gebiete.
Es ist nicht zu erkennen, wie und ob dies
Auswirkungen auf Inhalt und Form der MC-
Prufungen haben soll.

Zu Anlaoe 13 (zu S 28, Abs. 2 Satz 1)/Anzahl
der Prufunqsfraoen im Zweiten Abschnitt:
l. Allgemeine Krankheitslehre, Allgemein-

medizin und Ökologisches Stoffgebiet 130
Fragen (bisher 100)

ll. Stoffgebiet mit nicht operativem Schwer-
punkt 230 Fragen (bisher 190)

lll. Stoffgebiet mit operativem Schwerpunkt
230 Fragen (bisher 190)

lV. Nervenheilkundliches Stoffgebiet 1 30 Fra-
gen (bisher 100)

Es ist nicht zu erkennen, womit die ErhÖhung
der Fragenanzahl um 140 begrÜndet ist.

funosstoff für den Zweiten Abschnitt:
Auch hier gilt das zu Anlage '11 Gesagte.

Zu den Anlaqen 19 und 20 (zu S 22, Abs.2.
und Q 27. Abs. 4)/ Wahlpflichtfächer:
Die als Wahlpflichl zur Auswahl stehenden
Fächer werden im einzelnen aufgefuhrt. Es

finden sich sämtliche Fächer, die, teilweise
allerdings nur an wenigen Hochschulen, ei-
nige Selbständigkeit erlangt haben; die

Wahlpflichtfächer des Zweiten Abschnitts
sind offensichtlich aus der Musterweiterbil-
dungsordnung abgeschrieben.
Es kann nicht akzeptiert werden, daß als

Wahlpflichtfächer nur bereits institutionali-
sierte (Spezial-)Disziplinen, im Sprachge-

brauch "Fächer" anerkannt werden sollen. Es

muß im Hinblick auf die Wissenschaftsent-
wicklung jederzeit die MÖglichkeit bestehen,
daß die Hochschule selbst definiert, was hier
möglich sein soll. Als mÖgliche Beispiele für
Wahlpflicht-A/ertiefungsfächer an einzelnen
Hochschulen wären etwa auch denkbar:
"Operative Verfahren am Augenhintergrund",
"lnfektionskrankheiten im Kindesalter", "Oko-
nomische Auswirkungen verschiedener Ho-

norierungsformen für Arzte", "Die Geschichte
staatlicher Eingriffe in die Lehraufgaben me-
dizinischer Fakultäten". Sollte ähnliches aus-
geschlossen sein?

Bewertung insgesamt:

1. Stärkung der Möglichkeiten der Hoch'
schute zur Gestaltung des Curriculums
und der Prüfungen.
Diese einhellige Forderung wird durch die
vorgesehenen Neuregelungen insgesamt
nicht erreicht. Zwar erhält die Hochschule
größere GestaltungsmÖglichkeiten beim An-
gebot der Unterrichtsveranstaltungen. Ein

Erfolg irn liinblick auf eine Verbesserung ist
aber durch das unveränderte Auseinander-
fallen von Unterrichts- und PrÜfungsver-
antwortung trotz der im $ 14 (2a) der Fas-
sung vom März 1994 gegebenen Möglichkeit
nicht zu erwarten. Die positiv zu bewertende
Einführung von Wahlpflichtveranstaltungen
wird relativiert durch die Beschränkung auf
"Fächer". Die Anlagen 19 und 20 sollten er-
satzlos entfallen.

2. Prüfungen
Inhalt und Form der Prufungen sind der die
Lehre am stärksten prägende Teil jeder Aus-
bildungsordnung. Wenn die wesentlichen
Teile der Prüfungen, wie bisher, ohne Ein-
bindung und ohne Verantwortung der Fakul-
täten bei dem IMPP gemacht werden, ist
weder zu eruvarten, daß die Studenten ihr
Lernverhalten am Angebot der Hochschul-
lehrer ausrichten, noch, daß die Hochschul-
lehrer und die Fakultäten den Studienplan an
den Erfordernissen des Ausbildungsziels
ausrichten. Die bisherige Organisation der
Erstellung bundeseinheitlicher Prüfungen hat
zu einer uferlosen Ausweitung der Anforde-
rungen an unzusammenhängenden Einzel-
faktenwissen gefÜhrt. Der vorgelegte Diskus-



sionsentwurf läßt nicht den geringsten Hin-
weis erkennen, ob und wie dies in irgendei-
ner Hinsicht verändert werden soll. Dagegen
wird vorgeschlagen, die Bundeseinheitlich-
keit und damit Fakultätsferne der Prufungen
ganz aufzugeben und statt dessen lediglich
festzulegen, daß, soweit zenlral angebotene
Prüfungen von der Fakultät nicht in Anspruch
genommen werden sollen, die Prüfungsord-
nung der Fakultät klare Bestimmungen daru-
ber enthalten muß, wie mündlich, praktisch
und schriftlich (auch unter Venrvendung von
MC- und anderen Verfahren) nach anerkann-
ten Regeln der Evaluationsforschung gepruft
wird. Das IMPP sollte in eine Dienstlei-
stungseinrichtung fur die Fakultäten
umgewandelt werden, bei der bei Bedarf
definierte Prüfungsteile abgerufen werden
können.

3. Aufhebung der Trennung von Klinik und
Vorklinik
Hierfur bestehen erheblich größere Chancen
als bisher, wenn die Fakultäten die durch die
Zusammenfassung von Fächern in Lei-
stungsnachweis-Gruppen und der Zusam-
menfassung der bisherigen Vorprufung und
des bisherigen Ersten Abschnitts gegebenen
Möglichkeiten nutzen. Allerdings könnten die
Fakultäten auch diesbezuglich alles beim
alten lassen!

4. Stundenbelastung
Durch die Verdoppelung der Stundenzahlen
fur den anwesenheitspflichtigen Kleingrup-
penunterricht ergibt sich eine erhebliche zu-
sätzliche Stundenbelastung fur die Studen-
ten. Ob die Fakultäten die Organisation eines
entsprechenden Stundenplans leisten kön-
nen, ist fraglich. Bei vorgegebenen Studien-
plänen ergibt sich eine weitere Verschulung
des Studiums. Es mußte eine Begrundung
gegeben werdenl Hier sind aber die Voraus-
setzungen fur die politisch gewollte Herab-
setzung der Studienanfängerzahlen unterge-
bracht. ohne daß darauf an dieser Stelle öf-
fentlich begrundet eingegangen wird.

5. Arzt im Praktikum
Die Beibehaltung des AiP ist unverständlich,
da die Begründung für seine Einfuhrung mit
dem Gesundheitsstrukturgesetz mit der min-
destens dreijährigen Weiterbildung fur Allge-
meinmedizin entfallen ist.

l9

6. Weiteres:
In der Begrundung zu S t heißt es, daß
"insbesondere im Hinblick auf gesundheits-
ökonomische und pharmakotherapeutische
Fragestellungen und die Ausrichtung auf die
Tätigkeit als Hausarzt" Defizite bestanden
und deshalb diese Fachgebiete hervorgeho-
ben wurden. Es besteht kein Zweifel, daß es
sich hier um wichtige Fragen handelt. lm
Vergleich zu zahlreichen anderen gleich be-
deutenden Problemen der ärztlichen Tätig-
keit erscheint die besondere Hervorhebung
eher zufällig und durch das politische Tages-
geschäft motiviert.

Zusammenfassend müßte, um den Emp-
fehlungen der Sachverständigengruppe
wenigstens im Kern Rechnung zu tragen,
1. auf die Bundeseinheitlichkeit der Mc-
Prüfungen ganz, oder im Minimum für den
ersten Abschnitt der Arztlichen Prüfung,
verzichtet und hier reine Universitätsprü-
fungen zugelassen werden,
2. die in Anlage 10 des Diskussionsent-
wurfs stehenden Überschriften wieder
(entsprechend S. 11 der Anlage zum Be-
richt der Sachverständigengruppe) den
Leistungsnachweisen (Anlage 1) und dem
Prüfungsstoff (Anlage 111 übergeordnet
werden.
Ohne Berucksichtigung dieser Mindestforde-
rungen wird es keine Hoffnung auf durchgrei-
fende Studienreform geben, weil einerseits
die Gestaltungsmöglichkeiten der medizini-
schen Fakultäten nicht erweitert und ande-
rerseits die zentrifugale Tendenz der Fächer-
entwicklung und Stoffanhäufung sogar noch
fortgeschrieben wird.
Die deutlichste und von ihrer Autorenschaft
gewichtigste Kritik stammt von der Gesund-
heitsm inisterkonferenz6.
Bleiben die Länder bei dieser Einschätzung,
ist nicht damit zu rechnen, daß diese oder
eine ähnliche Fassung tatsächlich zur 8. No-
velle der Approbationsordnung wird.

Korrespondenzanschrift.

Dr. Udo Schagen
Forschungsstel le Zeitgesch ichte
Institut für Geschichte der Medizin
Freie Universität Berlin
Klingsorstr. 1 19
12203 Berlin
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